
ausländischen Delegationen auf der Konferenz, darunter 
der Delegation der Sowjetunion mit dem Landwirt
schaftsminister Mazkewitsch an der Spitze. In den Be
grüßungsansprachen der Delegationsleiter übermittelten 
sie der Konferenz ihre Erfahrungen und brachten die 
Unterstützung unseres Aufbaus durch ihre Völker zum 
Ausdruck.

*
Vergegenwärtigt man sich so die Hauptergebnisse der 

VI. LPG-Konferenz, so ist die Frage nach ihrer Be
deutung für die Justizorgane leicht zu beantworten. So, 
wie das 4. Plenum des ZK der SED scheinbar keine 
Fragen der Justiz behandelte, aber in seinem gesamten 
Inhalt für die Justiz von größter Bedeutung ist8, so 
müssen auch die Ergebnisse der VI. LPG-Konferenz 
zum Inhalt der Arbeit der Richter und Staatsanwälte» 
werden. Gerade die Kenntnis der umfassenden politi
schen und ökonomischen Probleme, die mit dem kom
plizierten Aufbau des Sozialismus auf dem Lande ver
bunden sind, wird die Mitarbeiter der Justizorgane vor 
dem in der Vergangenheit mehrfach aufgetretenen 
Fehler bewahren, die LPG-Fragen auf das LPG-Recht 
zu reduzieren und hiervon wieder nur die Entscheidung 
»von Konflikten als Hauptaufgabe zu sehen. Derartige 
Tendenzen zeigten sich noch deutlich in den Diskus
sionsbemerkungen, die auf der Konferenz der Justiz
funktionäre und Staatsanwälte am 3. Februar 1959 ge
macht wurden. Jetzt sind durch das LPG-Gesetz und 
die überarbeiteten Musterstatuten alle Voraussetzungen 
geschaffen, um auf der Grundlage der Einheit der 
agrarökonomischen und rechtlichen Fragen zu einer 
umfassenden und richtigen Betrachtung der LPG- 
Probleme zu kommen. Sie wird auch eine klare Grund
lage für die Fälle bilden, in denen in Zukunft An
gelegenheiten der LPG vor die Gerichte kommen. 
Wenn der Minister der Justiz auf der Tagung am
3. Februar 1959 feststellte, daß auf dem Gebiet des 
LPG-Rechts nicht wie auf anderen Gebieten (z. B. Fa
milienrecht) die Rechtsprechung richtungweisend für 
die neue Gesetzgebung gewesen ist, so ist jetzt durch 
das neue LPG-Recht die Voraussetzung geschaffen, daß 
auch die Urteile der Gerichte zu einer konsequenten 
Festigung des sozialistischen Sektors auf dem Lande 
beitragen.

Ich habe oben festgestellt, daß die Aussprache über 
. das LPG-Gesetz und die Musterstatuten mit der Fertig

stellung dieser Materialien nicht an Bedeutung verliert. 
Nach der Beschlußfassung der Volkskammer über das 
Gesetz und der Bestätigung der neuen Musterstatuten 
durch den Ministerrat müssen alle LPG ihre individuel
len Statuten den neuen Musterstatuten anpassen. Die
sem wichtigen Vorgang sollten alle Mitarbeiter der 
Justizorgane größte Aufmerksamkeit zuwenden. Es geht 
nicht um eine formale Anpassung der Statuten, sondern 
um eine gründliche Ausnutzung der neuen Muster
statuten, die ja verbindliche Rechtsnormen sind, zur 
Veränderung der Arbeit der LPG. Wenn man sich dar
über klar ist, daß die mangelhaften Arbeitsergebnisse 
vieler „schwacher“ LPG auf Verletzungen der Statuten 
hinsichtlich der Arbeitsorganisation, des Schutzes des 
genossenschaftlichen Eigentums, des Umfangs der indi
viduellen Hauswirtschaft usw. beruhen, wird deutlich, 
welche Bedeutung die Überarbeitung der individuellen 
Statuten und die Erläuterung der damit zusammen
hängenden Probleme für die Genossenschaftsbauern 
hat. Hier stellt das in den neuen Musterstatuten nieder
gelegte Recht, das die sozialistischen Prinzipien des 
genossenschaftlichen Lebens noch konkreter darlegt als 
die alten Musterstatuten, einen wirksamen Hebel für 
die Vorwärtsentwicklung aller LPG, vor allem der zu
rückgebliebenen, dar. Deshalb ist die Durchsetzung der 
neuen Musterstatuten in allen LPG ein wichtiger Bei
trag zu dem Beschluß des 4. ZK-Plenums, bis Ende 1959 
die Wirtschaftlichkeit aller LPG zu erreichen. Unter 
diesem Gesichtspunkt sollten die Mitarbeiter der Justiz
organe und die Staatsanwälte die weiteren Aussprachen 
über Fragen des LPG-Rechts betrachten.

Die Erreichung der Wirtschaftlichkeit aller LPG wird 
nicht allein mit der Durchsetzung des neuen LPG-Rechts 
gesichert werden. Dieses Ziel erfordert eine umfassende

8 vgl. H. Benjamin., NJ 1959 S. 109.
9 Zu den Schlußfolgerungen für die allgemeine Aufsicht der 

Staatsanwälte, vgl. den Beitrag von Bohm auf S. 193 dieses 
Heftes.

sachkundige Arbeit der politischen Kräfte im Kreis, der 
örtlichen Organe und des LPG-Beirats. Die Justizorgane 
sollten sich aber in jedem Kreis die Frage vorlegen, was 
sie dazu tun können, daß auch ihr Kreis diese Aufgabe 
erfüllt. Dieser Beitrag kann in einer wirksamen Paten
schaft über eine schwache LPG liegen, in der Konzen
trierung eines Teils der politischen Massenarbeit des 
Kreisgerichts auf ein bestimmtes Dorf, in der Durch
führung der körperlichen Arbeit der Justizfunktionäre 
in einer zurückgebliebenen LPG, in der Schaffung einer 
ordentlichen Buchführung in einer Genossenschaf t oder in 
anderen Maßnahmen. Entscheidend ist, daß die Justiz
organe gemeinsam mit den anderen demokratischen 
Kräften ihre Aufgabe in diesem Programm übernehmen.

Geht man von der Feststellung aus, daß „die Recht
sprechung und die politische Massenarbeit........................ in glei
cher Bedeutung nebeneinander“10 11 stehen, und betrachtet 
man den umfassenden Charakter, den die politische 
Massenarbeit der Gerichte über die ursprünglichen 
Justizaussprachen hinaus erhalten hat, so ist klar, daß 
sich aus der Diskussion und Ausarbeitung der Perspek
tivpläne in allen Dörfern große Verpflichtungen für die 
Mitarbeiter der Justizorgane ergeben. Mit den Perspek
tivplänen der LPG, der Dörfer und der Landkreise wird 
für lange Zeit das Gesicht unserer Dörfer bestimmt. 
Deshalb ist in den kommenden Monaten keine politische 
Massenarbeit auf dem Lande denkbar, die sich nicht 
in dieser oder jener Form mit den landwirtschaftlichen 
Perspektivplänen beschäftigt und zu ihrer Entwicklung 
beiträgt. Deshalb muß jede Justizveranstaltung im Dorf 
in diese große Bewegung eingeordnet werden. Zur Ar
beit der Partei- und Staatsorgane auf dem Lande sagte 
Walter Ulbricht in seinem Referat:

„Die Einschätzung der Arbeit dieser Organe kann 
jedoch nur beurteilt werden nach der Entwicklung 
der landwirtschaftlichen Produktion in ihrem Tätig
keitsgebiet und dem Fortschritt der sozialistischen 
Umgestaltung der Landwirtschaft.“11 

Wenn die Worte auch nicht unmittelbar für die Justiz
organe gelten, so sollten diese sich doch für die Lösung 
der Aufgaben mit verantwortlich' fühlen und die großen 
Möglichkeiten ihrer politischen Massenarbeit gerade bei 
der Diskussion der Perspektivpläne der Dörfer in die
sem Sinne einsetzen.

Wer die Materialien der VI: LPG-Konferenz gründ
lich studiert, und das sollten alle Mitarbeiter der Justiz
organe und alle Staatsanwälte tun, wird auf viele neue 
Probleme stoßen, die sich aus der Entstehung voll
genossenschaftlicher Dörfer und den Erfahrungen der 
fortgeschrittensten LPG ergeben. Dazu gehören die Be
ziehungen zwischen dem LPG-Vorstand und dem Ge
meinderat im vollgenossenschaftlichen Dorf, die viel
fältigen Probleme, die mit der Übergabe der Technik 
der MTS an LPG und der allmählichen Einführung der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung in diesen Genossen
schaften Zusammenhängen, die Vorbereitung und 
Durchführung des Zusammenschlusses kleiner LPG zu 
großen sozialistischen Landwirtschaftsbetrieben, die 
Entstehung gemeinsamer Einrichtungen für mehrere 
Dörfer im Zentrum der großen LPG und andere Fra
gen. So hilft das Studium der Materialien der VI. LPG- 
Konferenz allen Mitarbeitern der Justizorgane, ihren 
Blick für das Neue auf dem Lande zu schärfen, an der 
Lösung der neuen Probleme mitzuarbeiten und zu ihrer 
Verallgemeinerung beizutragen.

Walter Ulbricht sagte in seinem Referat:
„Die VI. LPG-Konferenz ist nicht nur eine große 
Produktionsberatung der landwirtschaftlichen Pro
duktionsgenossenschaften. Diese Konferenz ist mehr. 
Hier wird der Siebenjahrplan der sozialistischen Ent
wicklung der Landwirtschaft und damit die Beseiti
gung der Rückständigkeit des Dorfes beraten. So wird 
der Weg gezeigt, der bis zum Jahre 1965 in der Grund
linie zu gehen ist. Die Beschlüsse dieser LPG-Kon- 
fernz sollen den Bauern das Neue, das M o r g e n ,  
die Zukunft des Dorfes, nämlich das sozialistische 
Dorf zeigen.“12

An der Lösung dieser großen Aufgabe mitzuhelfen, 
die eine Sache der gesamten Bevölkerung der DDR ist, 
stellt eine wichtige Verpflichtung für die Mitarbeiter 
der Gerichte und der Staatsanwaltschaft dar.
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10 H. Benjamin, a. a. O.
11 Sonderbeilage, S. 31.
12 Sonderbeilage, S. 32.


